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Aufgrund des § 15 Abs. 1 des Versammlungsgesetzes (VersG) ergeht folgende

ALLGEMEINVERFUGUNG

Auf dem Gebiet der Stadtgemeinde Bremen ist es am Freitag, den 13.10.2023, anlasslich
des Aufrufs im Internet zum ,,Freitag der Al-Agsa-Flut“ durch die Terrorgruppe ,,Hamas*“
verboten, Versammlungen durchzufiihren, die nicht bis zum 11.10.2023 angemeldet
worden sind und inhaltlich einen Bezug zur Unterstiitzung der Hamas oder deren An-
griffe auf das Staatsgebiet Israels aufweisen (sog. pro-paldstinensische Versammlun-

gen).
Die sofortige Vollziehung dieser Verfiigung wird angeordnet.

Die Bekanntgabe dieser Verfiigung erfolgt gemaR § 41 des Bremischen Verwaltungsver-
fahrensgesetzes (BremVwV{G) offentlich, indem der verfiigende Teil ortsiiblich, und
zwar im Ordnungsamt Bremen (Stresemannstr 48, 28207 Bremen), bekanntgemacht
wird. Abweichend von § 41 Abs. 4 Satz 3 BremVwV{G, wonach der Verwaltungsakt zwei
Wochen nach der ortsiiblichen Bekanntmachung als bekannt gegeben gilt, wird geman
Satz 4 dieser Vorschrift der 13.10.2023 als Tag der Bekanntgabe bestimmt. Die vollstéan-
dige Allgemeinverfiigung kann ab dem 13.10.2023 auch auf der Internetseite
https://www.amtliche-bekanntmachungen.bremen.de abgerufen und eingesehen wer-
den.
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Begriindung

Beginnend mit dem 7. Oktober 2023 startete die palastinensische Terrororganisation ,Hamas® einen
Angriff auf Israel unter dem Namen ,Operation al-Agsa-Flut®. Diese Operation begann mit Raketen-
beschuss aus dem Gazastreifen auf Israel und dem Vordringen von Terroristen auf israelisches
Staatsgebiet nach Uberwindung der Sperranlagen um den Gazastreifen. Dabei wurden gezielt hun-
derte, meist israelische Zivilisten entflihrt oder ermordet, so zum Beispiel bei einem israelischen Mu-
sikfestival, bei dem nach bisherigen Angaben allein 260 Menschen durch Hamas-Kampfer getotet
wurden. Daraufhin erklarte Israel das erste Mal seit dem Jom-Kippur-Krieg von 1973 wieder offiziell
den Kriegszustand und startete Gegenangriffe unter dem Namen ,Operation Eiserne Schwerter®.

Regelmalig zu konstatieren ist, dass eine Lageverscharfung im sog. Nahostkonflikt auch bei der hie-
sigen Bevdlkerung zu einer erheblichen Emotionalisierung fahrt.

Es ist davon auszugehen, dass aufgrund der aktuellen Eskalation der Lage im Nahen Osten im Rah-
men des Uberfalls palastinensischer Kampfer auf israelisches Staatsgebiet vom Wochenende des 7.
und 8. Oktober 2023, bei dem vornehmlich gegen die Zivilbevélkerung vorgegangen wurde, sowie des
Gegenschlags der israelischen Streitkrafte vor dem Hintergrund des unvermindert bestehenden Kon-
fliktes und der regelmaRigen militdrischen Auseinandersetzungen und insbesondere im Zusammenfall
mit den vorgeschilderten Ereignissen, eine Verstarkung der ohnehin vorhandenen erheblichen Emo-
tionalisierung, insbesondere innerhalb der palastinensischen Diaspora, eintritt.

Aktuell wird durch die ,Hamas* selbst, die auf der EU-Terrorliste als terroristische Organisation ge-
nannt ist, fir Freitag, den 13.10.2023 zu Versammlungen zur Unterstitzung der Organisation aufge-
rufen. Hierlber berichteten am 10. und 11.10.2023 beispielsweise das Deutsche Handelsblatt
(https://www.handelsblatt.com/dpa/hamas-ruft-zur-mobilisierung-der-arabischen-welt-am-freitag-
auf/29437574.html) sowie das judische Wochenmagazin ,tacheles” unter: https://www.tachles.ch/arti-
kel/news/hamas-ruft-zur-mobilisierung-der-arabischen-welt.

Das Ordnungsamt ist zustandige Versammlungsbehdrde gemaR Verordnung Uber die Zustandigkeit
der Verwaltungsbehorden nach dem Versammlungsgesetz.’

Zu1.

Gemal § 15 Abs. 1 Versammlungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. November
1978 (BGBI. | S. 1789), das zuletzt durch Artikel 6 des Gesetzes vom 30. November 2020 (BGBI. | S.
2600) geandert worden ist (VersG) kann die zustéandige Behodrde die Versammlung oder den Aufzug
verbieten, wenn nach den zur Zeit des Erlasses der Verfiigung erkennbaren Umstanden die offentliche
Sicherheit oder Ordnung bei der Durchfiihrung der Versammlung oder des Aufzuges unmittelbar ge-
fahrdet ist.

Wegen der hohen Bedeutung der grundrechtlich geschitzten Versammlungsfreiheit fur die Funktions-
fahigkeit der Demokratie darf ihre Ausliibung jedoch nur zum Schutz gleichwertiger Rechtsglter unter

"Vom 9. Februar 1993 (Brem.GBI. 1993, S. 63), zuletzt geandert durch Geschéftsverteilung des Senats vom 20. Oktober
2020 (Brem.GBI. S. 1172).
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Wahrung des Verhaltnismafigkeitsgrundsatzes beschrankt werden. Ein Verbot stellt in diesem Zu-
sammenhang stets das letzte Mittel dar.

Durch nicht angemeldete Versammlungen besteht eine unmittelbare Gefahr fir die 6ffentliche Sicher-
heit. Der Begriff der 6ffentlichen Sicherheit umfasst neben der Unverletzlichkeit der Rechtsordnung
und den Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates oder sonstiger Trager der Hoheitsgewalt
auch die Unverletzlichkeit der subjektiven Rechte und Rechtsguiter des einzelnen (vgl. § 2 Nr. 2 des
Bremischen Polizeigesetzes (BremPolG)).

Bei einer die Hamas unterstiutzenden Versammlung ist mit der Begehung einer erheblichen Anzahl
von Straftaten zu rechnen.

Am 7. Oktober 2023 fiihrten Anhanger der Gruppierung ,Samidoun" als Reaktion auf die Terroran-
schlage in Israel eine ,Jubelfeier" auf der Sonnenallee in Berlin durch und verteilten StiRwaren an
Passantinnen und Passanten. Bei ,Samidoun — Palestinian Solidarity Network", handelt es sich um
ein der "Volksfront fir die Befreiung Palastinas (PFLP)" nahestehendes Gefangenennetzwerk.

Am 9. Oktober fand auf dem Munchener Marienplatz eine Kundgebung unter dem Motto ,Solidaritat
mit Palastina“ statt. In deren Verlauf wurden Solidarisierungsbekundungen mit den terroristischen
Handlungen der Hamas vom 7. und 8. Oktober getatigt, ebenso antisemitische Parolen sowie AuRe-
rungen in Wort und Schrift, die das Existenzrecht Israels bestreiten.

In der Gesamtschau der Umstande vor dem Hintergrund der aktuell eskalierenden Lage muss daher
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon ausgegangen werden, dass es durch einzelne
Teilnehmende auch bei in Bremen stattfindenden Versammlungen zu volksverhetzenden, antisemiti-
schen Ausrufen sowie zu Gewaltverherrlichungen und damit zu Straftaten nach § 130 Abs. 1 des
Strafgesetzbuches (StGB) kommen wirde. Dies begriindet sich insbesondere darin, dass gegen eine
bestimmte religidse und nationale Gruppe, den israelischen Jid:innen, aufgestachelt wiirde. Ebenso
sind konkrete Gewalttatigkeiten zu erwarten.

Zudem besteht die konkrete Gefahr von Straftaten nach § 86a Abs. 1 StGB i.V.m. § 86 Abs. 2 StGB,
wonach mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wird, wer im Inland Kenn-
zeichen einer in § 86 Abs. 2 StGB genannten terroristischen Organisation in einer Versammlung ver-
wendet. Die Hamas ist eine solche terroristische Organisation, da sie unter Ziffer 11.9 Anhang der
Durchfuihrungsverordnung (EU) 2021/138 des Rates vom 5. Februar 2021 zur Durchfihrung des Arti-
kels 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 Uber spezifische, gegen bestimmte Personen und
Organisationen gerichtete restriktive Mafl3inahmen zur Bekdmpfung des Terrorismus und zur Aufhe-
bung der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2020/1128 (ABI. L 43 vom 8.2.2021, S. 1) als juristische
Person, Vereinigung oder Korperschaft aufgeflhrt ist (https://eur-lex.europa.eu/legal-con-
tent/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32022R0147). GemaR § 86a Abs. 2 StGB sind Kennzeichen in diesem
Sinne Fahnen, Abzeichen, Uniformstlcke, Parolen und Gruf3formen.

Es ist mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass wahrend einer von
der Hamas selbst mobilisierten Versammlung, Kennzeichen der Hamas im grof3en Stile verwendet
werden und somit eine GroRzahl von Straftaten begangen wirde. Insbesondere wirde dies bei solch
einer Versammlung, die die Unterstutzung der Hamas als Versammlungsthema nutzt, beim Zweck



Ordnungsamt Bremen Seite 4

einer jeden Versammlung, der 6ffentlichen Kundgabe des Anliegens, sofort zur Verwirklichung von
der vorgenannten Straftat fihren.

Darlber hinaus bestehen die 0.g. Gefahren aber auch bei solchen Versammlungen, die nicht explizit
die Unterstlitzung der Hamas zum Thema haben, sondern in sonstiger Weise eine Unterstiitzung oder
Solidaritat mit der palastinensischen Bevolkerung ausdriicken mdchten. Hier besteht durch den Aufruf
der Hamas fiir den 13.10.2023 die konkrete Gefahr, dass Teilnehmende solche Versammlungen nut-
zen und zur Unterstitzung der Hamas selbst oder deren Taten und somit zur Begehung von Straftaten
instrumentalisieren kdnnten.

Darlber hinaus hat die Bundesanwaltschaft nach aktuellen Medienberichten ein Ermittlungsverfahren
gegen die Hamas eroffnet. Beflrchtete Unterstutzungshandlungen im Rahmen von Versammlungen
koénnten insofern fur sich genommen den Anfangsverdacht einer Straftat nach § 140 StGB begrinden.
Es ist ndher betrachtet insbesondere zu befiirchten, dass Straftaten nach § 140 Nr. 2 StGB i.V.m. §
126 Abs. 1 Nr. 3 StGB begangen werden wurden, da der begrindete Verdacht besteht, dass die
Handlungen der Hamas die Straftatbestande des Mordes, Totschlages, Voélkermordes, der Verbre-
chen gegen die Menschlichkeit oder Kriegsverbrechen erfillt haben kédnnten und somit eine Billigung
in einer Versammlung, die geeignet ist, den offentlichen Frieden zu storen, eine Straftat nach § 140
Abs. 1 StGB darstellen kdnnte.

Insgesamt ist zu konstatieren, dass die Versammlungsdurchfiihrung einer nicht angemeldeten, durch
die Hamas aufgerufenen und die Hamas unterstitzenden, pro-palastinensischen Versammlung mit
an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit die 6ffentliche Sicherheit — durch die Begehung von zahl-
reichen zu erwartenden Straftaten — in solch hohem Mal3e verletzen wirde, dass sich ein Verbot einer
solchen Versammlung soweit aufdrangt, dass unter Beachtung aller Gesichtspunkte der Verhaltnis-
mafRigkeit eine andere Entscheidung nicht begriindbar ist und ein Verweis auf eine blof3e Einschran-
kung durch Auflagen zu Begegnung dieser Gefahr ganzlich ungeeignet erscheint.

Weiterhin ist durch die Durchfuhrung einer solchen Versammlung eine erhebliche Gefahr fir die 6f-
fentliche Ordnung zu erwarten.

Die offentliche Ordnung stellt dabei die Gesamtheit der ungeschriebenen sozialen, ethischen und mo-
ralischen Regeln einer Gesellschaft dar. Dabei findet das Interesse der Gesellschaft nicht nur in Form
der geschriebenen Regeln, wie z.B. in den Strafgesetzten Ausdruck, sondern auch in den allgemein
gesellschaftlich anerkannten ungeschriebenen Ubereinkommen, wie der Ablehnung von Antisemitis-
mus, die Ablehnung von Gewalt und insbesondere auch die Ablehnung der Tolerierung und ggf. sogar
Unterstitzung von terroristischen Angriffshandlungen auf einen Staat.

Durch eine durch die Hamas aufgerufene und die Hamas unterstitzende Versammlung wurde diese
offentliche Ordnung in einem erheblichen Ausmal} verletzt werden. Aber auch bei anderen pro-palas-
tinensischen Versammlungen besteht die Gefahr der Instrumentalisierung durch Unterstitzer:innen
der Hamas. In diesem Zusammenhang ist zu besorgen, dass Teilnehmende die terroristischen Aktivi-
taten der Hamas gutheilen wirden, strafbare Parolen skandieren sowie verbotene Symbole zeigen
wirden. Insbesondere muss das Interesse an der mutmalflichen Unterstlitzung von Antisemitismus,
Gewalt und terroristischen Angriffshandlungen hinter dem Interesse der Allgemeinheit an der Auf-
rechterhaltung der 6ffentlichen Ordnung zurlickstehen.
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Auch insgesamt ist ein solches Verbot verhaltnismaRig. Es ist geeignet, die zuvor aufgezeigten Ge-
fahren fur die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung zu vermindern oder ganz zu beseitigen.

Das Verbot ist auch erforderlich. Ein Verbot kommt nicht in Betracht, wenn Auflagen ausreichen wur-
den, um eine Gefahr abzuwehren. Es ist vorliegend allerdings kein milderes Mittel ersichtlich, das
genauso geeignet ware, die vorliegenden Gefahren abzuwenden. Wirde man die zuvor genannten
RechtsverstoRe hervorbringenden Verhaltensweisen per beschrankender Auflage verbieten, ware von
dem flr eine Versammlung notwendigen Charakter der Teilhabe an der 6ffentlichen Meinungsbildung
nichts mehr Ubrig, da die zu erwartende Kundgabe keine Meinungen wiedergibt oder produziert, son-
dern fast ausschlieBlich Straftaten erfiillen wirde. Dartber hinaus ist mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit davon auszugehen, dass derart erteilte Auflagen von einem Grofdteil der Ver-
sammlungsteilnehmenden nicht beachtet werden wirden und es trotz der Auflagen zu den o.g. Straf-
taten kommen wirde. Das Verbot ist dariber hinaus zeitlich auf das unbedingt erforderliche Mal} be-
schrankt, ndmlich den Zeitraum des 13.10.2023. Fur diesen Tag hat die Hamas — ohne weitere zeitli-
che Einschrankung — zur weltweiten Mobilisierung und Konfrontation aufgerufen.

Das Verbot ist auch angemessen. Das mdgliche Interesse von Versammlungsteilnehmenden, unter
der sehr wahrscheinlichen Begehung von Straftaten und Gefahrdung der 6ffentlichen Sicherheit und
Ordnung die terroristischen Hamas zu unterstitzen, muss unter jedem Gesichtspunkt hinter den Inte-
ressen der Offentlichkeit an der Sicherung der &ffentlichen Sicherheit und Ordnung zuriicktreten, ge-
rade unter Berlicksichtigung des vorgenannten Punktes, dass die benannten Straftaten einen wesent-
lichen Teil der 6ffentlichen Kundgabe umfassen wirden.

Zu 2.

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung des Verbotes erfolgt gemaf § 80 Abs. 2 Nr. 4, Abs. 3 der
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) im besonderen o&ffentlichen Interesse. Eine Klage gegen die
Verbotsverfugung hétte grundsatzlich aufschiebende Wirkung, so dass im Falle der Einlegung einer
Klage Spontanversammlungen zum zuvor beschriebenen Thema am 13.10.2023 durchgefuhrt werden
koénnten. Dies wirde aber zu den vorstehend dargelegten erheblichen Sicherheitsstérungen fihren.
Nur durch die sofortige Wirksamkeit des Verbots ist gewahrleistet, dass die mit an Sicherheit gren-
zender Wahrscheinlichkeit eintretenden Gefahren fir die 6ffentliche Sicherheit und Ordnung abge-
wehrt werden kénnen. Die konkrete Abwagung der Interessen ergibt, dass das Interesse an der Durch-
fuhrung einer Versammlung nach Aufruf durch die Hamas und zur Unterstiutzung der Hamas — unter
der sehr wahrscheinlichen Begehung zahlreicher Straftaten — hinter den Interessen der Allgemeinheit
an der Vermeidung erheblicher Sicherheitsstérungen zurtckstehen muss

Zu 3.
Die Bekanntgabe dieser Verfugung erfolgt 6ffentlich, damit der nicht feststehende und betroffene Ver-
anstalter- und Personenkreis Kenntnis vom Inhalt dieser Entscheidung erlangen kann.

Die Bekanntgabe richtet sich nach § 41 Abs. 4 des BremVwVfG. Danach ist der verfligende Teil eines
Verwaltungsaktes ortsiblich bekanntzumachen. Die ortsubliche Bekanntmachung erfolgt in Bremen
durch Aushang in unserer Behorde. Im Aushang wird angegeben, wo die vollstandige Entscheidung
eingesehen werden kann.

Der Verwaltungsakt gilt grundsatzlich zwei Wochen nach der ortsiblichen Bekanntmachung als be-
kannt gegeben. Nach § 41 Abs. 4 Satz 4 BremVwV{G kann bei einer Allgemeinverfigung ein hiervon
abweichender Tag bestimmt werden. Davon wird im vorliegenden Fall Gebrauch gemacht, indem der
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13.10.2023 als erster Glltigkeitstag bestimmt wird. Das Verbot ist aus oben genannten Griinden um-
gehend erforderlich und eine Bekanntgabe nach § 41 Abs. 4 Satz 3 BremVwVfG zwei Wochen davon
nicht mehr maoglich.

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe beim Verwaltungs-
gericht Bremen Klage erhoben werden.

Mit freundlichem Gruf}

Papencord
Amtsleitung



	Begründung
	I.
	II.


